
Die Abschaffung des Thüringer
Erziehungsgeldes – ein Gesetzent-
wurf der Fraktionen DIE LINKE,
der SPD und BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN – wurde in erster Bera-
tung in der Februarsitzung des
Thüringer Landtags debattiert. Die
LINKE-Familienpolitikerin Margit
Jung begründete den Gesetzent-
wurf (folgend zitiert aus dem Ple-
narprotokoll):

Die Fraktionen DIE LINKE, SPD und
Bündnis 90/Die Grünen haben dem
Thüringer Landtag den Gesetzent-
wurf vorgelegt, der in der letzten
Wahlperiode zigfach hier in diesem
Hohen Haus eingebracht wurde und
entsprechend dem damaligen Koaliti-
onsvertrag zwischen CDU und SPD
abgelehnt worden ist. Deshalb war es
natürlich zwingend, dass die jetzigen
Koalitionspartner genau diesen Ge-
setzentwurf einbringen und die Ab-
schaffung des Landeserziehungsgel-
des beschließen werden. 

Ich will noch einmal einen kurzen
Abriss geben, welche Argumente aus
unserer Sicht gegen diese Leistung
stehen. Das Erziehungsgeld stellt ei-
ne finanzielle Leistung des Landes
Thüringen zur Förderung bestimmter
Familien dar. Wir sind der Auffas-
sung, dass eine solche Beschränkung
der Familienförderung auf bestimmte
Familien nicht zulässig ist. 

Wenn es um eine soziale Bedürftig-
keit ginge, müsste das Erziehungs-
geld an Familien mit geringem Ein-
kommen bezahlt werden, unabhängig
davon, ob in dieser Familie beide El-
ternteile erwerbstätig sind. Ein häufi-
ges Argument war die Wahlfreiheit.
Die Frage ist aber, ob das Erziehungs-
geld wirklich Wahlfreiheit vermittelt
oder nur freie Wahl suggeriert. Be-
trachtet man das Erziehungsgeld un-
befangen, wirkt es offensichtlich der
Wahlfreiheit entgegen. 

Ein wesentlicher Grund unserer Ab-
schaffung ist aber auch die Auffas-
sung der Befürworter, die diese
staatliche Anerkennung für die Erzie-
hungsleistung des daheim betreuen-
den Elternteils ausdrücklich betont.
Doch auch dieses Argument ist aus
unserer Sicht überhaupt nicht halt-
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Ladenöffnungsgesetz: „Das
Urteil des Bundesverfassungsge-
richts (v.11.3.) zum Ladenöff-
nungsgesetz ist ein positives Si-
gnal im Sinne des Interessen-
schutzes der Beschäftigten im
Einzelhandel. Es hat sich gelohnt,
im Thüringer Landtag konsequent
an dieser Regelung festzuhalten,
wonach Beschäftigten im Einzel-
handel zwei freie Samstage im
Monat zustehen“, so Ina Leuke-
feld, arbeitspolitische Sprecherin
der Linksfraktion. „Insbesondere
für Familien und Alleinerziehende
ist die Entscheidung von großer
Bedeutung. Es ist wichtig, dass
die bedeutenden und durch das
Grundgesetz geschützten Inter-
essen der Beschäftigten vor den
wirtschaftlichen Interessen weni-
ger Unternehmer stehen.“ 

Werra und Weser: „Sollte der
Bewirtschaftungsplanentwurf die
weitere Versenkung von Kali-Lau-
ge  zulassen, würde er sich als
Trojanisches Pferd entpuppen.
Dann hätte der Kali-Konzern K+S
sein Ziel erreicht“, warnte der
Umweltpolitiker der Linksfrakti-
on, Tilo Kummer, nachdem sich
die sieben Anrainer-Länder von
Werra und Weser  unter dem Vor-
sitz Thüringens auf einen Bewirt-
schaftungsplan bis 2021 zur Ver-
ringerung der Salzbelastung der
Flüsse geeinigt hatten.

„Es darf nicht passieren, dass
das in der Protokollnotiz festge-
haltene Thüringer Veto zur weite-
ren Versenkung in Hessen nicht
ernst genommen wird und damit
eine weitere Versalzung des
Grundwassers im Werratal
droht“, bekräftigte Dagmar Bek-
ker, umweltpolitische Sprecherin
der SPD-Fraktion.

ww.die-linke-thl.de/pres-
se/pressemitteilungen/

TERMINE

Landtagssitzungen:
Die nächsten Plenarsitzungen

finden statt vom 25. bis 27. März,
am 29. und 30. April und vom 27.
bis 29. Mai.

Fotoausstellung:
Die Ausstellung „PresseFoto

Hessen-Thüringen 2014“ wird vom
26. März bis 22. April im Landtag
gezeigt.  

Tag der offenen Tür: 
Zum Vormerken: Am 13. Juni

lädt der Landtag zum Tag der of-
fenen Tür ein.

Aktuelle Themen, Presseinfor-
mationen, Aktionen, Schwer-
punkt- und Diskussionsforen: 

www.die-linke-thl.de
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Abgeordnetenbüros
„Angriffe auf Abgeordnetenbüros

stellen einen nicht zu tolerierenden
Versuch dar, politisch aktive Men-
schen einzuschüchtern und die Mei-
nungsbildung zu beeinflussen“, so
Steffen Dittes, innenpolitischer Spre-
cher der Linksfraktion, zur Antwort
der Landesregierung auf seine Kleine
Anfrage zu Angriffen auf Abgeordne-
tenbüros im Jahr 2014. Dass die Zahl
der Angriffe auf konstant hohem Ni-
veau blieb, belege die unverändert
bestehende Bereitschaft, den politi-
schen Gegner auch gewaltsam zu at-
tackieren. Dabei hätten sich 2014
fast 80 Prozent aller Angriffe gegen
Abgeordnetenbüros der LINKEN ge-
richtet. Nehme man noch die Dro-
hungen, Manipulationen von Fahrzeu-
gen, anonymen Briefe und derglei-
chen mehr in den Blick, dann ergebe
sich das Bild einer massiven Ein-
schüchterungskampagne.                

Auf Initiative des Landtagsabgeordneten Frank Kuschel (DIE LINKE) besuchte
kürzlich Staatssekretär Dr. Klaus Sühl aus dem Thüringer Ministerium für Infra-
struktur und Landwirtschaft den Ilm-Kreis. Auf dem Programm standen der Bahn-
hof Arnstadt mit dem ungelösten Toilettenproblem, die seit langem geplante Sanie-
rung der Ortsdurchfahrt der L 2149 in Liebenstein und die nichtvorhandene Wind-
schutzanlage an der Brücke der „Zahmen Gera“ auf der A 71. Start war am Bahn-
hof Arnstadt (siehe Foto). 1800 Reisende passieren nach Angaben von Christine
Kromke, Leiterin des Bahnhofmanagements in Erfurt, diesen Knotenpunkt täglich.
Erst vor zwei Jahren erfolgte die Sanierung mit rund 378.000 Euro. Auf die Errich-
tung einer Toilettenanlage wurde allerdings verzichtet. Nicht nur für den Staatsse-
kretär „ein Unding“.

bar, denn es läuft im Kern der Aner-
kennung der Erziehungsleistung aller
Eltern entgegen, unabhängig davon,
wie sie die Kinderbetreuung im Ein-
zelnen ausgestalten. 

Ein weiteres Argument, das Erzie-
hungsgeld als Ausgleich, lehnen wir
ebenfalls ab. Die Fraktionen haben
sich im Koalitionsvertrag geeinigt,
dass das Thüringer Erziehungsgeld

als auch das Betreuungsgeld auf Bun-
desebene familien- und bildungspoli-
tische Fehlentscheidungen darstel-
len. Wir haben hier mehrfach ausge-
führt, dass diese Gelder im Landes-
haushalt für familien- und bildungs-
politische Leistungen, für die Kinder-
betreuung in den Kindertagesstätten,
für den Ausbau der Eltern-Kind-Zen-
tren und für andere familienpoliti-
sche Leistungen wesentlich sinnvol-
ler eingesetzt werden können. Aus
diesem Grund legen wir diesen Ge-
setzentwurf sehr zeitnah nach unse-
rer Regierungsbildung vor. 

Heike Werner, Ministerin für Ar-
beit, Soziales, Gesundheit, Frauen

und Familie (LINKE), verwies im
Landtag u.a. darauf, dass die frei-
werdenden Mittel für eine nach-
haltige und gerechte Familien- und
Sozialpolitik verwendet werden
könnten und sie betonte in An-
knüpfung an die vorgetragenen Ar-
gumentationen:

Diese kann ich sehr gut nachvoll-
ziehen und ich unterstütze sie auch.
Ich habe den Wunsch gehört nach ei-
ner wirklichen gleichstellungsorien-
tierten Familienpolitik, die eben allen
Familienmitgliedern gleiche Entwick-
lungsmöglichkeiten bieten sollen. Da-
zu ist das Landeserziehungsgeld kon-
traproduktiv.

Der Gesetzentwurf geht auch kon-
form mit den Informationen, die der
Thüringer Rechnungshof zur Verfü-
gung gestellt hat. Es wurde eben dar-
gelegt, dass die mit dem Thüringer
Erziehungsgeld tendierten Ziele, wie
Wahlfreiheit zwischen verschiedenen
Betreuungsformen zu ermöglichen,
Erziehungsleistungen zu honorieren
und das Kindeswohl und die Kinder-
gesundheit zu verbessern, nicht oder
nur minimal erfüllt wurden. 

Es wurde weiterhin vorgeschlagen,
das Erziehungsgeld für andere famili-
enpolitische Leistungen tatsächlich
auch auszugeben oder umzusetzen.
Es wurde auch darauf hingewiesen,
dass seit 2006 240 Millionen Euro al-
lein für diese umstrittene Leistung
ausgegeben wurden. 

Ich kann also insofern die entspre-
chende Regelung im Koalitionsver-
trag wie auch den Gesetzentwurf der
Fraktionen Die Linke, SPD und Bünd-
nis 90/Die Grünen nur als konse-
quente Umsetzung der Hinweise des
Rechnungshofs verstehen. Gleichzei-
tig beglückwünsche ich auch die Ko-
alition zur nun wirklich baldigen Be-
endigung einer nun offensichtlichen
Leidensgeschichte.                              

Die Familienpolitikerin der Links-
fraktion (und Vizepräsidentin des Thü-
ringer Landtags) Margit Jung.


